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bspw. ,,Punkt C.2.b) Anschlusskapazitat (linke Spalte).




Inhaltlicher Bezug

Einleitende Worte

- Hinweis: Bitte das
Lesefeld aufklappen!

Stellungnahme einfiigen

Bevor wir im Formblatt der Bundesnetzagentur
(BNetzA) zu den einzelnen Ziffern des
Festlegungsentwurfs nachfolgend Stellung
nehmen, méchten wir vorab auf fir Hamburg
zentrale, fir die verbindlichen Fahrpléne nach 8
71k Gebaudeenergiegesetz (GEG) relevante
Aspekte einleitend hinweisen:

Die Erreichung der Klimaziele ist fur die Zukunft
unserer Gesellschaft von essentieller Bedeutung.
In diesem Kontext ist eine frihzeitige
Warmeplanung besonders wichtig, weshalb wir die
Konkretisierungen zum § 71k zum jetzigen
Zeitpunkt ausdricklich begrif3en. Um die
Klimaziele erfolgreich zu erreichen, ist es jedoch
unerlasslich, technologieoffen zu bleiben. Mit dem
Gebaudeenergiegesetz (GEG) wurde ein
entscheidender Schritt unternommen, um auch
Wasserstoff (H2) in die Warmeversorgung zu
integrieren. Dies ist fur uns von zentraler
Bedeutung, da angesichts der begrenzten
Verfuigbarkeit von Handwerkern, nur durch die
Nutzung vorhandener Assets die gesteckten Ziele
erreichbar sind. Es muss jetzt ein Rahmen
geschaffen werden, der es sowohl den
Energieunternehmen als auch den
Gebaudeeigentimern ermdoglicht, die
Warmewende planvoll und sowohl 6kologisch als
auch wirtschaftlich sinnvoll umzusetzen. Die
Warmewende darf nicht verzégert, sondern muss
ermoglicht werden.

Gerade in einem grof3en Gebiet wie Hamburg ist
es wichtig, den Kunden Sicherheit zu geben, damit
ausgewiesene H2-Gebiete auch fur die
Netzbetreiber wirtschaftlich bleiben und
entsprechend der Planung tatsachlich umgestellt
werden kdnnen.

Bei der zur Konsultation vorgelegten Festlegung
Fahrplane fur die Umstellung der Netzinfrastruktur
auf die vollstandige Versorgung der
Anschlussnehmer mit Wasserstoff (FAUNA) ist die
Bundesnetzagentur an die Vorgaben des § 71k
GEG gebunden. Die aktuellen Anforderungen des
8§ 71k werden jedoch durch die FAUNA-Vorgaben
nicht nur konkretisiert, sondern vielmehr weiter
verscharft. Unsere Forderung ist klar: Die
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Inhaltlicher Bezug

Stellungnahme zu
Punkt B.2

Stellungnahme zu
Punkt B.3

Stellungnahme zu
Punkt C.1.c

Stellungnahme zu
Punkt C.2.b

Stellungnahme zu
Punkt C.2.e

Stellungnahme einfiigen

Hier sollte es sich lediglich um eine
Zusammenfassung der unter Punkt C erwarteten
Daten handeln, da ansonsten in vielen Aspekten
eine Dopplung entsteht.

Verbindlichkeit kann nicht durch Netzbetreiber
allein, und in einigen Fallen auch nicht durch
einreichende Stellen sichergestellt werden. Die
Haftungsfragen sind fur die Erklarung der
Verbindlichkeit daher zwingend zu klaren.

Ein ausschlie3liches Einreichungsdatum im Jahr
2028 gestaltet sich im Hinblick auf die alle funf
Jahre zu Uberarbeitende kommunale
Warmeplanung als problematisch. In diesem Fall
ware eine Anderung der H2-Netzausbaugebiete
innerhalb der kommunalen Warmeplanung in der
Uberplanung nicht mehr méglich, sondern lediglich
im Bereich der anderen Energietrager. Daher ist
eine Verzahnung der beiden Regelungen
erforderlich.

Im Fall von Kunden mit einem Standardlastprofil ist
diese Angabe lediglich rechnerisch mdglich.

Fur uns ist nicht nachvollziehbar, welchen
Mehrwert diese Information der BNetzA bietet, um
den Fahrplan anzuerkennen, nachdem das Gebiet
bereits durch die kommunale Wéarmeplanung als
H2-Netzausbaugebiet ausgewiesen wurde




Inhaltlicher Bezug

Stellungnahme zu
Punkt C.4.a und
C.4.c.

Stellungnahme zu
Punkt C.5.a

Stellungnahme zu
Punkt C.5.b

Stellungnahme zu
Punkt C.5.e

Stellungnahme einfiigen

Aus unserer Sicht ist es nicht zielfuhrend, wenn
die einreichenden Stellen jeweils ihre eigene
Prognose erstellen. Viel sinnvoller ware es, wenn
diese Prognose deutschlandweit, bspw. von der
BNetzA beauftragt und erstellt wird und die
einreichenden Stellen aufgefordert werden, sich
bei der Erstellung der Fahrpléane hierauf zu
beziehen. Ein Vorschlag ist, dass die
Prognoseerstellung im Zusammenhang mit der
Erstellung des NEP erfolgen kann.

Sofern die Prognosen nicht eintreten, kdnnen die
Netzbetreiber nicht haftbar gemacht werden. Eine
Lésung fur den Endkunden ist zu finden.

Sollte den Anmerkungen des BDEWSs an dieser
Stelle nicht gefolgt werden, muss zumindest das
Wort "notwendig" spezifiziert werden.

Es erscheint ineffizient, dass alle VNB einzeln ein
Konzept fur die Umstellung von Erdgas auf
Wasserstoff erarbeiten. Stattdessen wére ein
branchenintern abgestimmtes und standardisiertes
Vorgehen zielfUhrender, das von allen VNB
eingehalten werden sollte. Dartber hinaus fehlen
noch die regulatorischen Rahmenbedingungen fur
die Kindigung von Netzanschlussverhaltnissen
und Stilllegung bestehender Anschlisse, die
voraussichtlich erst mit der Umsetzung der
EU-Richtlinie Art. 38 sowie Art. 56 und 57 geregelt
werden.

Es ist nicht einsehbar, warum die Regulierungen
an dieser Stelle héher sind als im Erdgasbereich.
Diese sollten auf ebendiese heruntergeschraubt

werden.




Inhaltlicher Bezug

Stellungnahme zu
Punkt C.7.b

Stellungnahme zu
Punkt C.7.d

Stellungnahme einfiigen

Die Investitionen in die Verbrauchsgerate werden
nicht durch den Netzbetreiber erfolgen, sondern
missen vom Endverbraucher getragen werden,
andernfalls durch Férderungen abgedeckt werden.
Daher sind diese Informationen hier nicht relevant.
Alternativ, sollte ein Kunde nicht bereit sein die
Investition zu tragen, ist auch hier auf die
fehlenden regulatorischen Rahmenbedingungen
fur die Beendigung einer Versorgung hinzuweisen,
die voraussichtlich mit der Umsetzung der
EU-Richtlinie Art. 38 sowie Art. 56 und 57 geregelt
werden.

An dieser Stelle mdchten wir den Text aus der
Stellungnahme des BDEW beibehalten und erneut
betonen, dass eine Doppelarbeit im Interesse aller
Beteiligten vermieden werden sollte.

Eine Wirtschaftlichkeitsberechnung, die den
Mafl3staben des § 18 Abs. 1 Satz 2 WPG genugt,
ist bereits durch die Kommune im Rahmen der
Warmeplanung vorzunehmen. Ein Gebiet kann nur
als “sehr wahrscheinlich geeignetes”
Wasserstoffnetzgebiet eingeteilt werden, wenn
dies nach § 18 WPG wirtschatftlich ist. Die
entsprechende Ausweisungsentscheidung nach 88
26, 27 WPG, die — bei sinnvoller Auslegung der
Vorschriften — auf dem Warmeplan beruhen sollte,
berticksichtigt die Wirtschaftlichkeitsberechnung
dann bereits. Vor diesem Hintergrund ist Ziff. 7d)
S0 zu verstehen, dass diese Daten von der
planungsverantwortlichen Stelle einzureichen sind




Inhaltlicher Bezug

Stellungnahme zu
Punkt D.3.a

Stellungnahme zu
Punkt D.4 und 5

Stellungnahme zu
Punkt E.1

Stellungnahme zu
Punkt E.2.b

Stellungnahme einfiigen

Erganzend zur Stellungnahme des BDEW
mochten wir darauf hinweisen, dass auch bei der
Erstellung des NEPs ab 2029 die
Fahrplanerstellung gemal FAUNA
Bertcksichtigung findet, wodurch eine
wechselseitige Beziehung der Plane hergestellt
wird.

Die Forderung sollte in diesem Fall nicht tber die
des EnWGs hinausgehen. Daruber hinaus
mussen, falls Gutachter bendtigt werden, diese
auch rechtzeitig zur Verfigung stehen. Ein
Vorziehen der gutachterlichen Aussagen auf 2028,
anstatt sie erst zum Zeitpunkt der Umstellung zu
erhalten, fuhrt zu einer kunstlichen Verknappung
der Kapazitaten zu diesem Zeitpunkt und wird als
nicht zielfhrend erachtet.

Die Bundesnetzagentur ist in diesem
Zusammenhang fur die einwandfreie Funktion der
Plattform sowie die Datensicherheit verantwortlich.
Eine Fristliberschreitung aufgrund einer nicht
funktionierenden Plattform darf nicht zur
Ablehnung des Fahrplans fuhren.

Eine Unterzeichnung ist ebenfalls in digitaler Form
zu ermoglichen.

- Ende der Stellungnahme -
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	Stellungnahme einfügen 1: Bevor wir im Formblatt der Bundesnetzagentur (BNetzA) zu den einzelnen Ziffern des Festlegungsentwurfs nachfolgend Stellung nehmen, möchten wir vorab auf für Hamburg zentrale, für die verbindlichen Fahrpläne nach § 71k Gebäudeenergiegesetz (GEG) relevante Aspekte einleitend hinweisen: 

Die Erreichung der Klimaziele ist für die Zukunft unserer Gesellschaft von essentieller Bedeutung. In diesem Kontext ist eine frühzeitige Wärmeplanung besonders wichtig, weshalb wir die Konkretisierungen zum § 71k zum jetzigen Zeitpunkt ausdrücklich begrüßen. Um die Klimaziele erfolgreich zu erreichen, ist es jedoch unerlässlich, technologieoffen zu bleiben. Mit dem Gebäudeenergiegesetz (GEG) wurde ein entscheidender Schritt unternommen, um auch Wasserstoff (H2) in die Wärmeversorgung zu integrieren. Dies ist für uns von zentraler Bedeutung, da angesichts der begrenzten Verfügbarkeit von Handwerkern, nur durch die Nutzung vorhandener Assets die gesteckten Ziele erreichbar sind. Es muss jetzt ein Rahmen geschaffen werden, der es sowohl den Energieunternehmen als auch den Gebäudeeigentümern ermöglicht, die Wärmewende planvoll und sowohl ökologisch als auch wirtschaftlich sinnvoll umzusetzen. Die Wärmewende darf nicht verzögert, sondern muss ermöglicht werden.

Gerade in einem großen Gebiet wie Hamburg ist es wichtig, den Kunden Sicherheit zu geben, damit ausgewiesene H2-Gebiete auch für die Netzbetreiber wirtschaftlich bleiben und entsprechend der Planung tatsächlich umgestellt werden können. 



Bei der zur Konsultation vorgelegten Festlegung Fahrpläne für die Umstellung der Netzinfrastruktur auf die vollständige Versorgung der Anschlussnehmer mit Wasserstoff (FAUNA) ist die Bundesnetzagentur an die Vorgaben des § 71k GEG gebunden. Die aktuellen Anforderungen des § 71k werden jedoch durch die FAUNA-Vorgaben nicht nur konkretisiert, sondern vielmehr weiter verschärft. Unsere Forderung ist klar: Die Regelungen dürfen nicht noch komplizierter gestaltet werden, um die Umsetzung der Fahrpläne auch tatsächlich zu ermöglichen. 



Unbundlingvorschriften müssen umsetzbar und einhaltbar sein. Derzeit sind die Anforderungen so hoch, dass Netzbetreiber § 71k GEG i.V.m. den FAUNA-Vorgaben nur in den seltensten Fällen erfüllen können. Diese Situation führt dazu, dass die Technologieoffenheit durch die Gesetzgebung enorm eingeschränkt wird, was das Risiko, die Klimaziele nicht zu erreichen, zusätzlich verschärft. Es ist entscheidend, dass wir einen pragmatischen Ansatz verfolgen, der sowohl die wirtschaftlichen als auch die ökologischen Ziele in Einklang bringt. Das Zusammendenken der hier diskutierten Fragestellung mit der Umsetzung der Art. 56 und 57 der EU-Richtlinie 2024/1788 über gemeinsame Vorschriften für die Binnenmärkte für erneuerbares Gas, Erdgas und Wasserstoff (RL/ GasRL) ist darüber hinaus enorm wichtig, um zu verhindern, dass die verbindlichen Fahrpläne nach § 71k GEG zusätzlich in eine Transformationsplanung überführt werden müssen und dadurch weiterer bürokratischer und planerischer Aufwand durch die Erstellung und Überprüfung erzeugt wird.



Die Hamburger Energienetze GmbH haben sich auch bereits über den BDEW  an dessen Stellungnahme beteiligt und stimmen den Inhalten dieser, inkl. der vom BDEW verfassten Einleitung, vollständig zu. Naturgemäß kann eine Verbandsstellungnahme, welche die differenzierten Anforderungen zur Transformation auf Grund unterschiedlicher Akteuren, nicht jeden spezifischen Aspekt der einzelnen Mitglieder dezidiert aufgreifen. Wir übersenden Ihnen daher in Ergänzung zu der Kommentierung des BDEWs im Folgenden unsere spezifische Stellungnahme, die die besonderen Anforderungen in einer Metropolregion wie Hamburg berücksichtigt.



Stark unterstreichen und daher an dieser Stelle wiederholen möchten wir vorab jedoch folgende Punkte:



Entflechtungsregelungen für Wasserstoff- und Methannetzbetreiber und Haftung

Im Festlegungsentwurf werden in verschiedenen Ziffern Nachweise bzw. Prognosen etwa im Hinblick auf den Nachweis der Versorgungssicherheit oder die Verfügbarkeit ausreichender Wasserstoffmengen verlangt, über die weder die Netzbetreiber noch die planungsverantwortliche Stelle verfügen. Diese liegen teilweise aufgrund der Entflechtung der Wertschöpfungsstufen in der Verantwortung der Lieferanten bzw. Produzenten des Wasserstoffs. Grundsätzlich gilt jedoch, dass ein Netzbetreiber nur Angaben über die entsprechenden Transportkapazitäten, nicht jedoch die Verfügbarkeit, z.B. ausreichender Wasserstoffmengen im System, zusagen kann. Dies liegt aufgrund der Entflechtung der Wertschöpfungsstufen nicht in der Verantwortung der Netzbetreiber, sondern in der Verantwortung der Lieferanten bzw. Produzenten

In der Stellungnahme des BDEWs wird an den entsprechenden Stellen darauf hingewiesen. 

Für die Netzbetreiber ist es von großer Bedeutung, dass sie bei der Erstellung bzw. der Umsetzung der verbindlichen Fahrpläne nicht haftbar gemacht werden, falls beispielsweise die verwendeten Prognosen nicht eintreffen und sich daraus möglicherweise Änderungen in der Umsetzung der Fahrpläne ergeben.



Generell bedarf die Frage der Haftung noch einer Klärung. Netzbetreiber sollten ausschließlich für Verzögerungen bei der technischen Umstellung der Netzinfrastruktur haftbar gemacht werden können, jedoch insbesondere nicht für die Verfügbarkeit der Energie oder die Fertigstellung der Hausanlagen einstehen müssen. Zudem darf der Fahrplan keinesfalls als Vertragsverhältnis zwischen Netzbetreiber und planungsverantwortlicher Stelle (im Innenverhältnis) eingestuft werden, um die Netzbetreiber nicht zusätzlich zu belasten.
	Stellungnahme einfügen 2: Hier sollte es sich lediglich um eine Zusammenfassung der unter Punkt C erwarteten Daten handeln, da ansonsten in vielen Aspekten eine Dopplung entsteht.



Verbindlichkeit kann nicht durch Netzbetreiber allein, und in einigen Fällen auch nicht durch einreichende Stellen sichergestellt werden. Die Haftungsfragen sind für die Erklärung der Verbindlichkeit daher zwingend zu klären.


Ein ausschließliches Einreichungsdatum im Jahr 2028 gestaltet sich im Hinblick auf die alle fünf Jahre zu überarbeitende kommunale Wärmeplanung als problematisch. In diesem Fall wäre eine Änderung der H2-Netzausbaugebiete innerhalb der kommunalen Wärmeplanung in der Überplanung nicht mehr möglich, sondern lediglich im Bereich der anderen Energieträger. Daher ist eine Verzahnung der beiden Regelungen erforderlich.


Im Fall von Kunden mit einem Standardlastprofil ist diese Angabe lediglich rechnerisch möglich.



Für uns ist nicht nachvollziehbar, welchen  Mehrwert diese Information der BNetzA bietet, um den Fahrplan anzuerkennen, nachdem das Gebiet bereits durch die kommunale Wärmeplanung als H2-Netzausbaugebiet ausgewiesen wurde


	Stellungnahme einfügen 3: Aus unserer Sicht ist es nicht zielführend, wenn die einreichenden Stellen jeweils ihre eigene Prognose erstellen. Viel sinnvoller wäre es, wenn diese Prognose deutschlandweit, bspw. von der BNetzA beauftragt und erstellt wird und die einreichenden Stellen aufgefordert werden, sich bei der Erstellung der Fahrpläne hierauf zu beziehen. Ein Vorschlag ist, dass die Prognoseerstellung im Zusammenhang mit der Erstellung des NEP erfolgen kann.
Sofern die Prognosen nicht eintreten, können die Netzbetreiber nicht haftbar gemacht werden. Eine Lösung für den Endkunden ist zu finden.




Sollte den Anmerkungen des BDEWs an dieser Stelle nicht gefolgt werden, muss zumindest das Wort "notwendig" spezifiziert werden.




Es erscheint ineffizient, dass alle VNB einzeln ein Konzept für die Umstellung von Erdgas auf Wasserstoff erarbeiten. Stattdessen wäre ein branchenintern abgestimmtes und standardisiertes Vorgehen zielführender, das von allen VNB eingehalten werden sollte. Darüber hinaus fehlen noch die regulatorischen Rahmenbedingungen für die  Kündigung von Netzanschlussverhältnissen und Stilllegung bestehender Anschlüsse,  die voraussichtlich erst mit der Umsetzung der EU-Richtlinie Art. 38 sowie Art. 56 und 57 geregelt werden.


Es ist nicht einsehbar, warum die Regulierungen an dieser Stelle höher sind als im Erdgasbereich. Diese sollten auf ebendiese heruntergeschraubt werden. 


	Stellungnahme einfügen 4: Die Investitionen in die Verbrauchsgeräte werden nicht durch den Netzbetreiber erfolgen, sondern müssen vom Endverbraucher getragen werden, andernfalls durch Förderungen abgedeckt werden. Daher sind diese Informationen hier nicht relevant. Alternativ, sollte ein Kunde nicht bereit sein die Investition zu tragen, ist auch hier auf die fehlenden regulatorischen Rahmenbedingungen für die Beendigung einer Versorgung hinzuweisen, die voraussichtlich mit der Umsetzung der EU-Richtlinie Art. 38 sowie Art. 56 und 57 geregelt werden.



An dieser Stelle möchten wir den Text aus der Stellungnahme des BDEW beibehalten und erneut betonen, dass eine Doppelarbeit im Interesse aller Beteiligten vermieden werden sollte.
Eine Wirtschaftlichkeitsberechnung, die den Maßstäben des § 18 Abs. 1 Satz 2 WPG genügt, ist bereits durch die Kommune im Rahmen der Wärmeplanung vorzunehmen. Ein Gebiet kann nur als “sehr wahrscheinlich geeignetes” Wasserstoffnetzgebiet eingeteilt werden, wenn dies nach § 18 WPG wirtschaftlich ist. Die entsprechende Ausweisungsentscheidung nach §§ 26, 27 WPG, die – bei sinnvoller Auslegung der Vorschriften – auf dem Wärmeplan beruhen sollte, berücksichtigt die Wirtschaftlichkeitsberechnung dann bereits. Vor diesem Hintergrund ist Ziff. 7d) so zu verstehen, dass diese Daten von der planungsverantwortlichen Stelle einzureichen sind

	Stellungnahme einfügen 5: Ergänzend zur Stellungnahme des BDEW möchten wir darauf hinweisen, dass auch bei der Erstellung des NEPs ab 2029 die Fahrplanerstellung gemäß FAUNA Berücksichtigung findet, wodurch eine wechselseitige Beziehung der Pläne hergestellt wird.


Die Forderung sollte in diesem Fall nicht über die des EnWGs hinausgehen.  Darüber hinaus müssen, falls Gutachter benötigt werden, diese auch rechtzeitig zur Verfügung stehen. Ein Vorziehen der gutachterlichen Aussagen auf 2028, anstatt sie erst zum Zeitpunkt der Umstellung zu erhalten, führt zu einer künstlichen Verknappung der Kapazitäten zu diesem Zeitpunkt und wird als nicht zielführend erachtet.


Die Bundesnetzagentur ist in diesem Zusammenhang für die einwandfreie Funktion der Plattform sowie die Datensicherheit verantwortlich. Eine Fristüberschreitung aufgrund einer nicht funktionierenden Plattform darf nicht zur Ablehnung des Fahrplans führen.


Eine Unterzeichnung ist ebenfalls in digitaler Form zu ermöglichen.



- Ende der Stellungnahme - 


